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och vor 

wenigen 
Monaten war 
Bundeskanzlerin 
Angela Merkel 
die beliebteste 
Politikerin 
Deutschlands. 
Aber mit ihrer 
Entscheidung 
für die schran- 
kenlose Aufnah- 
me asylsuchen- 
der Menschen 
in Deutschland 
schwand auch 
ihr Rückhalt in 
der Bevölkerung. 
Mittlerweile scheint 
Merkel den Bezug zur 
Realität verloren zu 
haben. Kaum jemand 
glaubt noch ihren Be- 
schwichtigungen. Im- 
mer lauter wird der Ruf 
der Deutschen nach si- 
cheren Grenzen. 


Objektiv gibt es in 
Deutschland weder eine 
Steuerung, noch eine 
Kontrolle der Zuwande- 
rung. Wer zu Fuß über 
die grüne Grenze ein- 
reist, wird nicht über- 
prüft. Eine Erfassung 


von Asylsuchenden be- 
ginnt erst, sobald sie 
Unterkunft und Verpfle- 
gung beanspruchen. In 
Niedersachsen, Sach- 
sen-Anhalt und Bran- 
denburg sind Tausende 
Asylbewerber spurlos 
aus ihren Unterkünf- 
ten verschwunden. In 
vielen Fällen weiß nie- 
mand wirklich, um wen 
es sich hierbei handelt. 
Die „Welt“ meldete am 
1. November 2015, un- 
ter den Asylanten seien 
Personen, die in Syrien 
gefoltert hätten. Die Eu- 
ropäische Grenzschutz- 


Tödliche Melodien 


agentur Frontex warn- 
te schon im März 2015 
vor der Einschleusung 
von Terroristen des Is- 
lamischen Staates nach 
Mitteleuropa. „Die Ge- 
fahr der Einreise solcher 
Kämpfer besteht grund- 
sätzlich an allen EU-Au- 
Bengrenzen“, erklärte 
seinerzeit Frontex-Chef 
Klaus Rösler. Diese Ge- 
fahr dürfte in der Zwi- 
schenzeit nicht kleiner, 
sondern eher größer ge- 
worden sein. Merkels 
Zuwanderungspolitik 
belastet Bund, Länder 
und Kommunen. Sie 


Wer stoppt Merkel? 


spaltet die 

Gesellschaft. 

Dem Schaden, 

den diese Politik 

anrichtet, steht 

kaum ein Nutzen 

gegenüber. 

Jeden Tag ster- 

ben Menschen 

bei dem Ver- 

such, über das 

Mittelmeer nach 

Europa zu kom- 

men. Sie folgen 

dem Verspre- 

chen der deut- 

schen Kanzlerin, 

niemanden zurück- 

zuweisen. Sie folgen 

den Bildern von schö- 

nen, warmen Häusern, 

in denen sie zu woh- 

nen hoffen — und der 

Aussicht auf kosten- 

lose medizinische Ver- 
sorgung. 


Im September war die 
Öffentlichkeit erschüt- 
tert, als ein kleiner 
Junge tot an der türki- 
schen Küste angespült 
wurde. Sein Vater war 
dem Bürgerkrieg in 
Syrien bereits erfolg- 
>» 
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Fr Paris mahnt! 


reich entflohen. Er und 
sein Sohn waren in Si- 
cherheit. Aber den Vater 
lockte die Aussicht, sich 
in Deutschland einer 
umfangreichen Zahnbe- 
handlung unterziehen 
lassen zu können. Nur 
deshalb machte er sich 
auf den gefährlichen 
Weg im Schlauchboot 
raus auf’s offene Meer 
— mit tragischen Folgen. 


Die Fluchtwelle unse- 
rer Tage hat zwei Ursa- 
chen: Krieg und Armut. 
Für den Krieg im Nahen 
Osten sind wir Europäer 
solange mitverantwort- 
lich, wie wir Waffen in 
Kriegsgebiete liefern 
und den US-Amerika- 
nern helfen, jeden An- 
satz einer modernen 
Staatenbildung in der 
islamischen Welt außer- 
halb der US-Kontrolle 
zu unterbinden. Damit 
muß Schluß sein! Alle 
Völker haben ein Recht 
auf Selbstbestimmung — 
auch Perser und Araber! 


Ursache der Armut ist 
ein Mangel an Bildung 
und Arbeit in den Län- 
dern der Dritten Welt. 
Wir Europäer täten bes- 
ser daran, Geld in die 


Bildung und in die pra- 
xisorientierte  Ausbil- 
dung der Menschen in 
den Entwicklungslän- 
dern zu investieren, als 
in Asylantenheime bei 
uns. 


Und bis solche Maß- 
nahmen wirken und den 
Zustrom der Armuts- 
flüchtlinge eindämmen, 
müssen wir wieder eine 
sichere Außengrenze er- 
richten, wie sie Deutsch- 
land noch in den 1980er 
Jahren hatte. Asylanträ- 
ge können in den deut- 
schen Botschaften im 
Ausland gestellt werden. 
Einreisen nach Deutsch- 
land darf nur, wer einen 
Paß und ein gültiges Vi- 
sum besitzt. So handha- 
ben es US-Amerikaner, 
Kanadier und Austra- 
lier. So sollte es auch in 
Deutschland wieder ge- 
handhabt werden! 


Auch wir Deutschen 
haben ein Recht auf ein 
Leben in Sicherheit. So- 
weit die alten politischen 
Kräfte dieses Recht nicht 
mehr garantieren, müs- 
sen neue her. Verände- 
rung gehört zum Wesen 
der Demokratie. 


Manfred Rouhs 


Die Mordanschläge in Paris im November 2015 
haben gezeigt, dass es ohne sichere Grenzen nicht 
geht. Foto: CC-Lizenz, Moreau 


Sie halten die Dezember-Ausgabe 2015 unserer Zeitung „pro Deutschland“ 
in den Händen. Mit dieser Veröffentlichung wollen wir ein Gegengewicht 
zum Einerlei der Massenmedien bilden und Ihnen gleichzeitig einen Weg 
zur Veränderung der politischen Verhältnisse in unserem Land zeigen. Denn 
bei der Berlin-Wahl am 18. September 2016 haben Sie die Möglichkeit, den 
Altparteien ein demokratisches Korrektiv zur Seite zu stellen: Die Wahlbe- 
werber der Bürgerbewegung pro Deutschland. 


Falls Sie die Zeitung „pro Deutschland“ monatlich per Post erhalten wollen, 
dann spenden Sie bitte mindestens EUR 20 an: 


pro Deutschland, Konto Nr. 35 10 18 72 
Sparkasse KölnBonn, BLZ 370 501 98 
IBAN DE34 3705 0198 0035 1018 72 


Bitte geben Sie als Verwendungszweck Ihren Namen und Ihre Adresse an. 
Wir tragen Sie dann in den Postverteiler für „pro Deutschland“ ein. 


Die Herstellung dieser Zeitung wird vollständig aus Spenden finanziert. 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland ist 
beim Finanzamt für Körperschaften I in Ber- 

lin unter der Steuernummer 1127/650/50416 
registriert. Spenden an pro Deutschland sind 

zu 50 Prozent von der Einkommenssteuer & 
abziehbar. Das heißt: für jeden Euro, den 

Sie an pro Deutschland spenden, bekommen 

Sie im Wege einer Einkommenssteuer-Er- 
stattung 50 Cent vom Finanzamt zurück! 

Bei Beträgen bis Euro 200 jährlich genügt 

die Vorlage einer Kopie Ihres Kontoauszugs 

beim Finanzamt. Sie erhalten von uns un- 
aufgefordert im Februar eine Sammel-Be- . 
stätigung über die im Vorjahr geleisteten Zuwendungen. 


Für die Erstattungsfähigkeit gilt bei Alleinstehenden eine Grenze von Euro 
1.650 und bei Ehepaaren eine Grenze von Euro 3.300 jährlich. Darüber hi- 
naus kann derselbe Betrag im Rahmen der persönlichen Einkommenssteu- 
ererklärung als Sonderausgaben steuermindernd geltend gemacht werden. 


Zuwendungen natürlicher Personen mit Sitz in Deutschland werden im Rah- 
men der staatlichen Teilfinanzierung der Parteien aus öffentlichen Mitteln 
um ca. 35 Prozent aufgestockt. Das heißt: Für jeden Euro, den Sie an pro 
Deutschland spenden, erhält pro Deutschland weitere rund 35 Cent staatli- 
che Zuschüsse. Für die Bemessung der staatlichen Zuwendungen gilt eine 
Höchstgrenze von Euro 3.300 jährlich pro natürlicher Person, die an pro 
Deutschland Spenden oder Mitgliedsbeiträge leistet. 


Ihre Spende an pro Deutschland ist eine Investition in die Zukunft unseres 
Landes! 


Mit herzlichen Grüßen 


_/ı 


Manfred Rouhs, Bundesvgrsitzender der Bürgerbewegung pro Deutschland 


Schon GEZahlt, oder lahmgelegt? 


GEZ läßt Autofahrer lahmlegen 


Städte und Gemein- 
den greifen im Streit 
um die Zahlung von 
Rundfunkbeiträgen zu 
harten Mitteln: Sie 
legen die Autos von 
GEZ-Schuldnern mit 
Aufsätzen für die Rei- 
fenventile lahm — soge- 
nannte Ventilwächter. 


Eine außergewöhnliche 
und unverhältnismäßige 
Vollstreckungsmethode. 
Aber sie ist erlaubt und 
rechtens. Der Ventil- 
wächter bringt die Luft 
der Reifen beim Losfah- 
ren nach ca. 500 Metern 
völlig zum Entweichen. 


Da die Rundfunkanstal- 
ten dem öffentlichen 
Recht unterliegen, kön- 
nen sie ihre Ansprüche 
nicht einklagen. Sie 
müssen den Beitrag per 
Bescheid einziehen und 
nicht erst ein Urteil be- 
wirken. Zur Durchset- 
zung ihrer Ansprüche 
nehmen sie die kommu- 
nalen Vollstreckungs- 
behörden in Anspruch. 


891.000 Fälle im 
Jahr 2014 


2014 baten die Rund- 
funkanstalten fast 
891.000 Mal um Amts- 
hilfe der zuständigen 
Vollstreckungsbehörden. 
Die GEZ wird bei den 
Bürgern immer unbe- 
liebter. Es kommt stän- 
dig zu vermehrten Un- 
gereimtheiten. Nur ein 
Beispiel: 


Kommunale Wegfahrsperre. Foto: CC-Lizenz, mephisto3 


Die BILD _ schrieb: 
„Absurd! Asylbewerber 
haben noch keinen Auf- 
enthaltstitel, aber schon 
einen GEZ-Gebührenbe- 
scheid.“ 


Ich möchte mir aus- 
suchen können, wel- 
chen Sender ich emp- 
fange und für wen ich 
Gebühren bezahle. 


Auf diese Weise würden 
die öffentlich rechtli- 
chen GEZ-Sender viel- 
leicht dazu bewegt, aus 
der „Lügenpresse-Be- 
richterstattung‘“ heraus- 
zukommen und keine 
Meinungsmanipulation 
mehr zu betreiben, son- 
dern ausgewogen zu be- 
richten, so wie es eigent- 
lich ihre Aufgabe wäre. 


Unverantwortliches 
Vorgehen 


Auch wenn das Anbrin- 
gen eines Ventilwächters 


durch die Kommune le- 
gal ist, sollte es ein Tabu 
für die Kommunen sein. 
Denn für einen nicht ge- 
zahlten GEZ-Beitrag die 
Gesundheit eines Men- 
schen zu gefährden, ist 
nicht hinnehmbar. Es 
ist nicht gewährleistet, 
dass der Autofahrer in 
jedem Fall den auf der 
Windschutzscheibe an- 
gebrachten Warnhinweis 
auch liest. Er kann durch 
Dritte entfernt worden 
sein. 


Was könnte geschehen, 
wenn der Autofahrer auf 
die Autobahn fährt? 


Außerdem ist der Wert 
des Autos um ein Viel- 
faches höher als die aus- 
stehende GEZ-Gebühr. 
Auch aus diesem Grun- 
de ist das Vor- 
gehen unver-| 
hältnismäßig. 


Bürger gegen 
Behörden 


Noch schlimmer emp- 
finde ich das Gefühl der 
Ohnmacht des einzelnen 
Bürgers gegenüber den 
Behörden. Ich möchte es 
nicht erleben, morgens 


Zeitungsverteiler gesucht! 


Machen Sie mit bei der Verteilung dieser 
Zeitung! Bitte nehmen Sie telefonischen 
Kontakt zu uns auf: 


Telefon 030 - 


66 40 84 14 


zum Arzt fahren zu 
müssen und mein Auto 
fährt nicht mehr. Zur Si- 
cherheit kontrolliere ich 
heute vorausdenkend 
den Luftdruck meines 
Ersatzrades und besorge 
mir noch ein zweites Er- 
satzrad. 


Günter Czichon 


Günter Czichon, Jahrgang 
1952, war ehrenamtlicher 
Richter am Oberverwal- 
tungsgericht Berlin-Bran- 
denburg. Er ist heute 
Vorsitzender des Landes- 
verbandes Berlin der Bür- 
gerbewegung pro Deutsch- 


4] Berlin regional 


Berlin im Ausnahmezustand 


Friedrichshain-Kreuzberg will 
Wohnungen beschlagnahmen 


Die Bezirksverordnetenversammlung Fried- 
richshain-Kreuzberg hat Ende Oktober 2015 
den Antrag von SPD, den Grünen, den Linken 
und den Piraten auf Beschlagnahme von Wohn- 
raum im Bezirk zur Unterbringung von Asylbe- 
werbern angenommen, gegen die Stimmen der 
CDU. 


Riehmers Hofgarten in der Yorkstraße soll für Asylbewerber 
beschlagnahmt werden. Foto © Czichon 


ie Beschlagnahme soll allerdings das letzte 

Mittel sein. Es soll im Vorfeld versucht wer- 
den, mit den Eigentümern eine Einigung zu er- 
reichen. Ausgangspunkt war die Wohnanlage in 
„Riehmers Hofgarten” in der Yorckstraße 
— gegenüber des Bezirksrathauses. Grund- 
lage des Antrags ist das Berliner Gesetz 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung (ASOG). Dieses besagt, dass eine 
Nutzung von Immobilien gegen Entschädi- 


Neue Asylunterkunft in Pankow 


Wieder einmal wurde vor dem Hintergrund 
der chaotischen Asylpolitik eine Sporthalle be- 
schlagnahmt. 


DD. Mal sind nicht, wie zuletzt, Polizisten, 
sondern Schüler des Oberstufenzentrums 
Marcel-Breuer-Schule betroffen, da dort ab sofort 


kein Sportunterricht mehr stattfinden kann. Selbst 


die Bezirksverwaltung zeigte sich überrascht, da 
die Entscheidung vom LaGeSo (Landesamt für 
Gesundheit und Soziales) niemandem mitgeteilt 
worden war. 


Die beschlagnahmte Sporthalle befindet sich im ' 


Ortsteil Prenzlauer Berg, um genauer zu sein in 
der Driesener Str. 22 Ecke Malmöer Str. 8-11. 
Dort sind bereits mehr als 120 Asylbewerber un- 
tergebracht worden, und dies in einer sogenann- 
ten „Nacht- und Nebelaktion“. Überrascht dürften 
nicht nur die kommunale Verwaltung, sondern 
auch die Schulleitung und deren Schüler sein, die 
nicht über den Vorgang informiert wurden. 


Aufgrund der aktuellen Anerkennungsquote, die 


Bento Motopa, Vorsitzender 
des Kreisverbandes Pankow 
unserer Bürgerbewegung, 
spricht bei einer Kundgebung 
gegen die Errichtung der Con- 
tainersiedlung für Asylbewer- 
ber in Ortsteil Buch. 


bei nicht einmal zwei Prozent liegt, ist eine solche Entscheidung eine Farce 


für jeden Bürger. Die Akzeptanz der Asylbewerber 
in der Bevölkerung wird durch Prozesse wie die- 


sen nicht steigen, sondern eher sinken, und es bleibt 
abzuwarten, wie die politisch eher links orientierten 

Anwohner reagieren werden, wenn dort der alltäg- 
liche Ablauf des Asylgeschehens zu beobachten ist. 


gungszahlungen erzwungen werden kann. En . 
Insgesamt sollen in dieser Sporthalle um die 200 


Es ist nichts anderes als eine verschleierte Asylbewerber untergebracht werden. 


Formulierung einer faktischen Enteignung! 
Dies ist entschieden abzulehnen. Momen- 
tan scheint alles aus den Fugen zu geraten. 
Was will uns diese sogenannte rot-grüne 
Gutmenschenklicke noch alles zumuten? 


Die Sporthalle wäre dann neben dem ehemaligen 
Hotel in Weißensee (rund 220 Personen), einer Unter- 
kunft an der Storkower Straße 139c (rund 240 Asyl- 
bewerber), einem Containerdorf in Buch (480 Per- 
sonen), einer Sporthalle in Niederschönhausen (rund 
150 Asylbewerber) und einer weiteren Unterkunft in 
Alt-Buch (rund 240 Asylbewerber) nicht die erste und 
sehr wahrscheinlich auch nicht die letzte Asylbewer- 
ber-Einrichtung im Bezirk Pankow. 


Es sollte nun Schluß sein. Die Antwort 
wird die nächste Wahl in Berlin geben. 


Günter Czichon 


Bento Motopa 


www.pro-berlin.net 


Weiteres aus Berlin [3] 


Charlottenburg-Wilmersdorf ist „Spitze“ 


Die City West hat laut 
Sozialstadtrat Cars- 
ten Engelmann (CDU) 
einen Spitzenrang 
übernommen. „Wir 
befinden uns in Berlin 
erstmals an der Spit- 
ze vor Spandau und 
Lichtenberg“, teilte er 
aufgrund einer Anfra- 
ge mit. Hört sich gut 
an, wenn man nicht 
fragt, worin sind wir 
Spitze? 


emeint sind die 

Flüchtlingszahlen, 
bei denen wir Spandau 
und Lichtenberg über- 
holt haben — und mit der 
Nutzung des ICC und 
der Poelchau-Schule 
wird dieser Status noch 
gefestigt. Der Bezirk 
Charlottenburg-Wilm- 
ersdorf beherbergt zur 
Zeit 3450 Asylbewerber 
in sieben Einrichtungen. 


Notunterkunft in Heiligensee 


Auf dem ehemaligen 
Tetrapak Gelände in 
Heiligensee, an der 
Hennigsdorfer Straße 
159, ist eine Notunter- 
kunft für 1000 Asyl- 
bewerber bezugsfertig 
gemacht worden. 


Bei einer Bürgeranhö- 
rung zu dem Riesenpro- 
jekt äußerten Anwoh- 
ner Bedenken, daß eine 
Unterkunft für 1000 
Flüchtlinge zu groß sei 
für das wenig besiedelte 
Heiligensee. 


Der Integrationsbeauf- 
tragte des Bezirkes, 
Oliver Rabitsch, wider- 
sprach den Bedenken, 
da es einen Info-Punkt 
vor Ort geben wird, wo 
Anregungen und Kritik 


Berlins prominentestes Asylbewerberheim nach dem Flugha- 
fen Tempelhof. Foto: Hans-Georg Weimar, pixelquelle.de 


Eine Zahl, die sich in 
Kürze wohl noch einmal 
um 1000 erhöhen wird, 
wenn das ICC ebenfalls 
okkupiert wird. 


Allein in der Zeit 
vom 05.09.2015 bis 
01.11.2015 hat Berlin 
30.000 Menschen neu 
aufgenommen, ohne die, 
die sich nicht haben re- 
gistrieren lassen und un- 
gehindert einreisen kön- 
nen. Eine Erhöhung der 


Das Tetrapack-Gelände in Hei- 
ligensee. Foto: CC-Lizenz, Bal- 
duin2 


entgegengenommen 
werden. Nun nehmen 
wir sie wörtlich, Herr 
Rabitsch: ,Verwerfen 
sie die Pläne für diese 
Notunterkunft in Heili- 
gensee. Die Berliner hal- 
ten die Aufnahmekapa- 
zität in Berlin für längst 
überschritten. Es können 
keine neuen Flüchtlin- 
ge mehr aufgenommen 
werden sondern es müs- 
sen Flüchtlinge zügig 

wieder zurückgeführt 


Aufnahmekapazität soll 
außerdem erreicht wer- 
den durch den Ausbau 
der Flüchtlingsunter- 
kunft Eschenallee in 
Westend von 300 auf 
500 Plätze. Eine Anpas- 
sung nach oben, die im 
früheren Rathaus Wilm- 
ersdorf bereits geschah. 
War anfangs von 500 bis 
600 Plätzen die Rede, 
hat sich hier die Zahl 
auf 900 erhöht. 


werden.“ Und wenn der 
Bürgermeister Frank 
Balzer auf der Bürge- 
ranhörung ankündigt, 
bei unsachlichen Äu- 
Berungen von seinem 
Hausrecht Gebrauch zu 
machen, so bedeutet dies 
im Klartext, dass nur ge- 
nehme Fragen und Kom- 
mentare erwünscht sind. 
Wer sich kritisch äußert, 
der fliegt raus! 


Was ist das für eine Bür- 
geranhörung? - Wun- 
dern sie sich nicht, wenn 
immer mehr unzufrie- 
dene Menschen auf die 
Straße gehen und gegen 
sie und ihre Politik de- 
monstrieren! 


Günter Czichon 


Turnhalle 
beschlagnahmt 


Auch die Beschlagnah- 
me der Turnhalle in der 
Prinzregentenstraße be- 
lastet den Bezirk. Die 
Belegungen der Berliner 
Turnhallen stellen eine 
Zweckentfremdung dar. 
Sie sollten möglichst 
schnell wieder dem 
Schul- und Vereinssport 
zur Verfügung stehen. 
Wenn der Sozialstadtrat 
Engelmann, laut „Ber- 
liner Woche“, davon re- 
det, dass wir ein Gesetz 
brauchen, welches eine 
Begrenzung der Zuwan- 
derung bringen soll, so 
hat er recht. Aber statt 
sich um die Erreichung 
eines solchen Zieles zu 
kümmern, fordert er die 
Umsetzung zum Bau 
neuer Flüchtlingsunter- 
künfte unter Umgehung 


der Baubestimmungen. 
Es soll leichter und ein- 


facher werden, mehr 
neue Flüchtlingsunter- 
künfte bereitzustellen. 


Warum denn, Herr En- 
gelmann, wenn sie ein 
Gesetz zur Begrenzung 
der Flüchtlingsströme 
möchten? 


Berlin ist völlig belegt! 


Und Charlotteburg-Wil- 
mersdorf ist bestimmt 
nicht stolz auf diesen 
Spitzenplatz, der nur ein 
Gefühl der Ohnmacht 
bei den Menschen er- 
zeugt. Sie sind nicht 
gewählt worden, um an 
den Bürgern vorbei zu 
regieren. — Setzen sie 
sich für die Belange der 
Bevölkerung von Char- 
lottenburg-Wilmersdorf 
ein! 


Günter Czichon 


Wohin mit den Asylbewerbern? 


600.bis 700.kommen.täglich nach Berlin 


% wid ı: 


Sozialsenator Mario Czaja erläutert, daß täglich 600 bis 700 
Asylbewerber nach Berlin kommen. Das macht auf Jahres- 
sicht eine Viertel Millionen Menschen. 


Flughafen — kann Ber- 
lin nicht. U-Bahn-Bau 
— auch nicht. Aber die 
Mißwirtschafter und 
Schuldenkönige im 
Berliner Senat glau- 
ben, eine täglich 


größer werdende Zahl 
von Asylbewerbern si- 
cher durch den Winter 
bringen zu können. Bis- 
lang haben sie dabei vor 
allem eines angerichtet: 
Chaos. 


6| Tier-Rechte gehören ins Grundgesetz! 


Der sinnlose Tod eines fühlenden Lebewesens 


Diese Katze hieß nach 
einer amerikanischen 
Fernsehserie „Double 
Trouble“, zu Deutsch 
„Doppelter Ärger“. 
Sie lebt nicht mehr. 
„Double Trouble“ 
starb einen ebenso 
vermeidbaren wie völ- 
lig sinnlosen Tod nach 
unglaublichen Qualen. 


Ein Stahlgerüst wurde 
in ihren Schädel ge- 
schraubt, ihre Ohren 
wurden mit Gift taub 
gemacht, damit kein 
Geräusch sie ablen- 
ken konnte. Dann sta- 
chen Wissenschaftler 
Stahlstifte in ihre Augen 
und befestigten Son- 
den in ihrem Gehirn, 
um Messungen vVOorZzu- 
nehmen. 


Die grausame Folter 
dieses Geschöpfes hat- 
te für keinen Menschen 
irgendeinen unmittel- 
baren Nutzen. Sie gab 
lediglich Wissenschaft- 
lern die Gelegenheit, 
einen Forschungsbericht 
zu schreiben. „Double 
Trouble“ lebte und starb 


Die Katze „Double Trouble“ starb einen ebenso grausamen wie sinnlosen Tod - für einen For- 
schungsbericht, der ausschließlich im universitären Betrieb verwendet wurde. 


in den USA, aber Ver- 
suche dieser Art werden 
auch in Deutschland 
durchgeführt, hier aber 
besser abgeschirmt. In 
Deutschland verende- 
ten seit dem Jahr 2000 
mehr als 7.000 Katzen 
unter ähnlich grausamen 
Umständen wie „Double 
Trouble“, ohne dass da- 
von Fotos gemacht 


worden wären, die wir 
veröffentlichen könnten. 
„Double Trouble“ muß- 
te leiden und sterben, 
nicht obwohl, sondern 
gerade weil sie ein füh- 
lendes Wesen war. Sie 
konnte Schmerz emp- 
finden, Lichtblitze sehen 
- und all dies ließ sich 
„zum Nutzen der Wissen 
schaft“ messen. Jene 


Menschen, die sie fol- 
terten, wußten genau, 
was sie taten. Ihnen war 
bewusst, dass sie damit 
einen anderen Lebewe- 
sen ungeheure Qualen 
zufügten. 


Ein Tier ist 
keine Sache 


Solche Ungeheuerlich- 
keiten sind in Deutsch- 


Tiere sind unsere Mitgeschöpfe 


Tiere sind unsere Mit- 
geschöpfe. Sie als Sa- 
chen zu werten, wie es 
das deutsche Recht der- 
zeit vorsieht, greift zu 
kurz. Pro Deutschland 
fordert deshalb die 
Aufnahme eines Arti- 
kels 20b in das Grund- 
gesetz, der den Tie- 
ren einen besonderen 
Rechtsstatus einräumt. 


Tierquälerei muß kon- 
sequent bestraft werden. 


pro Deutschland 


Tierversuche sind gene- 
rell zu verbieten. Me- 
dizinisch begründete 
Ausnahmefälle regelt 
das _Tierschutzgesetz. 


Die Tierhaltung in der 
Landwirtschaft hat tier- 
gerecht zu erfolgen. 
Dazu gehört ein Verbot 
quälerischer Tiertrans- 


porte quer durch 
Deutschland und die 
Europäische Union. 


Schlachtungen haben in 
kurzer Distanz zum Tier- 


land nur möglich, weil 
Tiere in rechtlicher Hin- 
sicht immer noch als Sa- 
chen angesehen werden. 
Tisch, Stuhl und Katze 
gehören ihrem Eigen- 
tümer. Der Eigentümer 
darf Tisch und Stuhl zu 
Feuerholz zersägen, falls 
er mag, und die Katze zu 
Tode foltern, soweit er 
dafür bei den Behörden 
eine wissenschaftlich 
klingende Begründung 
vorträgt. Das will die 
Bürgerbewegung än- 
dern. Wir fordern die 
Aufnahme eines Artikels 
20b ins Grundgesetz, der 
Tieren einen besonde- 
ren Rechtsstatus unter- 
halb des Menschen, aber 
oberhalb der Sachen 
einräumt. 


Nach einer solchen 
Grundgesetzänderung 
könnten wir den Tierquä- 
lern das Handwerk legen! 


Bitte helfen Sie uns 
dabei! 


Manfred Rouhs 


halter zu erfolgen. Kein 
Tier soll sinnlos getötet 
werden. Grausame Me- 
thoden der Schlachtung, 
insbesondere das betäu- 
bungslose Schächten, 
dürfen in Deutschland 
nicht mehr zugelassen 
werden. Der heute in 
Deutschland übliche 
Massenvertrieb von 
Fleisch geschächteter 
Tiere u.a. über Super- 
markt-Ketten wird ver- 
boten. 

Auszug aus dem Grundsatz- 


programm der Bürgerbewe- 
gung pro Deutschland 


Freibad Marzahn-Hellersdorf 


Wir wollen ein Freibad für Marzahn-Hellersdorf! 


Rund eine Viertel 
Million Menschen le- 
ben im Bezirk Mar- 
zahn-Hellersdorf — of- 
fenbar nicht genug für 
die Einrichtung eines 
Freibades. Das aktu- 
elle Bäderkonzept der 
Berliner Bäderbetrie- 
be erwähnt Marzahn- 
Hellersdorf nicht. 


eue Freibäder sol- 

len in Pankow und 
in Mariendorf entstehen. 
Unser Bezirk ist leider 
„vergessen“ worden. 


Das früher beliebte Wer- 
nerbad in Mahlsdorf 
wurde bereits vor zwölf 
Jahren geschlossen. Jetzt 
sollen wir uns mit den 
Schwimmhallen am He- 
lene-Weigel-Platz, im 
Freizeitforum Marzahn 
und in Kaulsdorf so- 
wie einer Wasserplant- 
sche an der Max-Her- 
mann-Straße zufrieden 
geben. Wer im Butzer 
See in Kaulsdorf badet, 
darf sich nicht erwischen 
lassen. 


pro Deutschland 


IMPRESSUM 


Herausgeber: 
Bürgerbewegung pro 
Deutschland, Alte Rhinstr. 16, 
12681 Berlin 


Telefon: 
030 - 66 40 84 14 


Fax: 
030 - 60 93 29 80 


eMail: 
info@pro-deutschland.net 


V.i.S.d.P.: 
Manfred Rouhs, 
Adresse wie vorstehend 


Druck: 
Eigendruck 


Das Areal ist als | 
Trinkwasserschutz- R 
gebiet ausgewiesen | 
— Baden verboten. 


Warum übergeht 
der Berliner Senat 


Marzahn-Hellers- P \ 


dorf bei seinen 

Freibad-Plänen? 
Müssen wir uns das 

gefallen lassen? 


Klare Antwort: 
Nein. 


Die Bürger- 
bewegung pro 
Deutschland hat 
ein Bürgerbegeh- 
ren gestartet. 


Wir brauchen 7.000 FT 
Unterschriften von 
kommunalwahlbe- 
rechtigten Bürgern | 
aus dem Bezirk. 
Falls nach der Ein- 
reichung dieser 
Unterschrift das 
Bezirksamt keinen 
geeigneten Standort für 
ein Freibad ermittelt und 
diesen der zuständigen 
Senatsverwaltung mit- 


teilt, verbunden mit der 
Aufforderung, dort ein 


kommt es zum Bürger- 


®Ü JA zum Freibad 
“in Marzahn - Hellersdorf 


Die Politiker würden 
sich nach einem ein- 
deutigen Machtwort 
des Souveräns — und 
das sind wir, das Volk — 
kaum der Anforderung 


" entziehen können, auch 


in Marzahn-Hellersdorf 
ein Freibad einzurich- 
ten. 


Frage: Wer kann Un- 
terschreiben? Antwort: 


a Jeder Deutscher oder 


EU-Bürger, der min- 


4 destens 16 Jahre alt 
“ und mit Erstwohnsitz in 
Marzahn, Hellersdorf, 


Sei Mahlsdorf, _ Biesdorf 


SÜRGERBEWEGUNg 


pP oDeutschland 


entscheid. Ein Bürge- 

rentscheid würde massi- 
ven Öffentlichen Druck 
auf den Senat ausüben. 


oder Kaulsdorf gemel- 
det ist. 
Manfred Rouhs 


Deshalb: 
Mitmachen! Jede 
Unterschrift zählt! 

Bitte fordern Sie 


kostenfrei Unter- 

schriftenlisten bei 
uns an: Telefon 

030 - 66 40 84 14 


Bürgersprechstunde bei pro Deutschland 


TERMIN: 


Jeden 
Mitwoch-Abend 
treffen wir uns im 
Hauptstadtbüro der 


Bürgerbewegung 
pro Deutschland, 
Alte Rhinstraße 16, 
12681 Berlin, 
um 19:30 Uhr. 


Sie sind uns als Gast 
herzlich Willkommen! 


@] Fotoreportage LaGeSo 


Bericht vom LaGeSo in Berlin-Mitte 


Im November 2015 besuchte ein Fotoreporter der Zeitung „pro Deutschland“ das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo). 


Für Sicherheit sorgt die private Firma Gegenbauer. Die- 
ses Zelt ist bei den Asylbewerbern besonders beliebt ... 


Das Gelände in der Turmstraße 21 ge-- Hier werden täglich viele hundert Er- 
hört dem Land Berlin. Hier ist die zen- stanträge auf Asyl in Deutschland 
trale Erstaufnahmestelle für Asylbe- gestellt. Die Einrichtung ist Ber- 
werber untergebracht. Die Einrichtung lins zentraler erster Anlaufpunkt für 
geriet nach einer Schlägerei zwischen Asylbewerber. 
Wachleuten und Asylbewerber in die 

Schlagzeilen. Diese Bilder zeigen un- 

gefiltert den Alltag im LaGeSo. Bilden 

Sie sich eine eigene Meinung! 


pro Deutschland 


ENNIN 
vo 


: ER er 


Alle Zelte auf dem LaGe- 
So-Gelände sind gut ge- 
heizt. Die Heizlüfter wur- In diesem Zelt wird den Asylbewerbern eine Mahlzeit 
den offenbar angemietet. gegeben. 


ein 
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termini 
Termini/Takimi 
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... denn hier wird Bargeld ausbezahlt. 


Ar a BSDZ 2 


Nicht jedem schmeckt es. Diese Packung mit belegten 


Manche Asylbewerber schauen bei der Kleidungsausgabe zuerst auf die Etiketten der 
Broten wurde aufgerissen und dann achtlos liegen gelas- Hersteller. Puma, Adidas, Nike und andere bekannte Marken sind beliebt. Was nicht 
sen. Hunger herrscht hier ganz offensichtlich nicht. gefällt, wird oft achtlos weggeworfen. Verhalten sich so Menschen, die in Not sind? 


